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EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

FINIG Finanzinstitutsgesetz

FinfraG Finanzmarktinfrastrukturgeset

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

BankG Bankengesetz

DFF Département fédéral des finances

CDI Convention de double imposition

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

AFC Administration fédérale des contributions

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

LEFin Loi fédérale sur les établissements financiers

LIMF Loi sur I'infrastructure des marchés financiers

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

LB Loi sur les banques
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG
20.086) und Zypern (BRG 20.087) gelangten in der Sommersession 2021 in den
Nationalrat. Martin Landolt (mitte, GL) berichtete, dass die WAK-NR die technischen
Anpassungen sowie die individuellen Losungsansatze in den Abkommen mit Malta,
Zypern und Liechtenstein nicht in Frage gestellt habe. Sie habe jedoch festgehalten,
dass man bei der Uberpriifung von Doppelbesteuerungsabkommen fiir alle Regionen -
nicht nur fur Krisengebiete - eine Strategie haben sollte, um auf den Kontext der
Menschenrechtslage vor Ort hinzuweisen. Eine ahnliche Diskussion sei bereits im
Rahmen des DBA mit Saudi-Arabien gefthrt worden. Die grosse Kammer nahm das
Anderungsprotokoll fir Liechtenstein mit 155 zu 15 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), jenes
fur Malta mit 146 zu 24 (bei 13 Enthaltungen) und das flr Zypern mit 142 zu 28 (bei 17
Enthaltungen) deutlich an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten aus den
Reihen der SVP-Fraktion.

In der Schlussabstimmung Mitte Juni hiess der Standerat die Anderungsprotokolle mit
Liechtenstein, Malta und Zypern allesamt einstimmig gut. Der Nationalrat folgte seinem
Schwesterrat und nahm die Bundesbeschlisse mit 162 zu 27 Stimmen (bei 6
Enthaltungen), 153 zu 34 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) und 145 zu 37 Stimmen (bei 13
Enthaltungen) an.'

In  der Herbstsession 2022 beriet der Nationalrat Uber das neue
Doppelbesteuerungsabkommen mit Athiopien und das Anderungsprotokoll des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Armenien (BRG 22.033). Martin Landolt (mitte,
GL) empfahl im Namen der WAK-NR beide Abkommen zur Annahme. Das neue
Abkommen mit Athiopien erlaube es der Schweiz, ihr Abkommensnetz in Ostafrika
auszubauen, was flr die Exportwirtschaft in Zukunft von Bedeutung sein werde. Man
habe zwar eine Bestimmung Uber die Vergltung fir technische Dienstleistungen nicht
ins  Abkommen aufnehmen konnen, dennoch stelle es ein ausgewogenes
Verhandlungsergebnis dar und entspreche weitgehend dem Musterabkommen der
OECD. Finanzminister Ueli Maurer wies darauf hin, dass Rechtssicherheit fur die
zahlreichen in der Schweiz angesiedelten multinationalen Firmen wichtig sei. Athiopien
sei nicht nur fur Schweizer Investitionen bedeutend, sondern spiele - wie an der
Immobilienbotschaft 2022 zu erkennen -auch im Bereich der internationalen
Beziehungen eine wichtige Rolle fur die Schweiz. Auch die Aktualisierung des
Abkommens mit Armenien trage zu mehr Rechtssicherheit und zur Verhinderung von
Abkommensmissbrauch bei. Die grosse Kammer trat einstimmig auf die
Abkommensentwiirfe ein und nahm jenes mit Athiopien mit 130 zu 31 Stimmen (bei 17
Enthaltungen), jenes mit Armenien mit 136 zu 30 Stimmen (bei 17 Enthaltungen) deutlich
an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. ?

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

In der Fruhlingssession 2023 erdffnete WAK-Kommissionssprecher Martin Landolt
(mitte, GL) im Nationalrat die Eintretensdebatte zum Entwurf der parlamentarischen
Initiative Vogt (svp, ZH) fur die Schaffung eines Straftatbestands im FinfraG im Fall von
unwahren oder unvollstdndigen Angaben in 6ffentlichen Kaufangeboten. Wie Landolt
zusammenfasste, sei die Vorlage in der Vernehmlassung weitgehend positiv
aufgenommen worden; es seien ausschliesslich zwei Kritikpunkte gedussert worden. Die
Kritik bezog sich einerseits darauf, dass die Gesetzesanpassung nicht im Rahmen der
gegenwartig laufenden Evaluation zum FinfraG erfolge und andererseits auf den
Fahrlassigkeitstatbestand, den die Kommission in ihrem Entwurf vorsah. Betreffend die
erste Kritik sei in der Kommission ein Sistierungsantrag diskutiert worden, welcher
schliesslich mit der Begrindung abgelehnt worden war, dass dies die Arbeiten um
mehrere  Jahre verzogern wirde. Mit Blick auf die Kritik bezuglich
Fahrlassigkeitstatbestand sei die Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass sich der
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Vorsatznachweis in diesem Bereich als schwierig erweisen wuirde, weil die flr
offentliche Kaufangebote erforderlichen Angaben in einem Angebotsprospekt genau
umschrieben seien und von der Prifgesellschaft vor der Verdéffentlichung kontrolliert
wirden. In der Praxis werde der Fahrlassigkeitstatbestand demnach wohl haufiger
bejaht werden als der Vorsatztatbestand. Die Kommission habe deshalb befunden, dass
zur Schliessung der Strafbarkeitslicke ein Fahrlassigkeitstatbestand unabdinglich sei.
Die grosse Kammer trat stillschweigend auf das Geschaft ein.

Der Entwurf der WAK-NR sah vor, dass die Strafandrohung fur unwahre oder
unvollstandige Angaben in einem Angebotsprospekt oder in der Voranmeldung eines
offentlichen Kaufangebots bei vorsétzlicher Tatbegehung (unwahre Angaben) Busse bis
zu CHF 500'000 und bei fahrlassiger Tatbegehung (unvollstdndige Angaben) Busse bis
zu CHF 150'000 betragen soll. Die Detailberatung des Entwurfs erfolgte diskussionslos
und endete deshalb in der stillschweigenden Annahme des Kommissionsentwurfs. In
der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf schliesslich mit 123 zu 37
Stimmen bei 11 Enthaltungen an, womit das Geschaft an den Standerat ging. Wéhrend
alle Ubrigen Fraktionen fur die Vorlage stimmten, lehnten ihn die SVP-
Fraktionsmitglieder ab oder enthielten sich. SVP-Vertreter Thomas Aeschi (ZG) hatte
urspringlich  Nichteintreten beantragen wollen, diesen Antrag dann aber
zuruckgezogen. Er hatte zur Zurlckhaltung bei der Einfuhrung neuer Straftatbesténde
gemahnt. ®

Banken

Cing conseiller.ere.s nationaux ont déposé une motion similaire pour dynamiser les
investissements écologiques grace a une banque publique helvétique. Concretement,
Gerhard Andrey (verts, FR), Roland Fischer (pvl, LU), Céline Widmer (ps, ZH), Martin
Landolt (centre, GL) et Matthias Jauslin (plr, AG) estiment qu'alors que les solutions
techniques existent pour répondre au défi du changement climatique, c'est
véritablement le financement qui bat de l'aile. Ces cing conseiller.ére.s nationaux,
issu.e.s de cing partis politiques différents, considéerent qu'une banque
d'investissements écologiques permettraient de faire décoller de nombreux projets en
Suisse. Alors que la motion n'a pas encore été traitée au Parlement, elle a déja obtenu
un écho certain au sein de la presse helvétique. *

In der Frihlingssession 2023 behandelte der Nationalrat funf identische Motionen fur
eine sogenannte Swiss Green Investment Bank. Die Motionen Andrey (gp, FR; Mo.
22.3469), Fischer (glp, LU; Mo. 22.3470), Jauslin (fdp, AG; Mo. 22.3471), Landolt (mitte,
GL; Mo. 22.3472) und Widmer (sp, ZH; Mo. 22.3473) forderten die Schaffung einer
Klimainvestitionsbank, die hauptsachlich zwei Ziele verfolgen soll: erstens die
Férderung von nachhaltigen Projekten im Bereich des Klima- und Artenschutzes und
zweitens die Mobilisierung von privatem Kapital fir ékologische Projekte im In- und
Ausland. Private Investitionen in solche Projekte hatten es gegenwartig aufgrund der
intransparenten Risikostruktur und einer zu hohen Risikoeinstufung schwer, wodurch
nachhaltige Finanzanlagen viel Know-how voraussetzten, erklarte Roland Fischer im
Ratsplenum. Eine Klimainvestitionsbank kénne hier ansetzen, solches Wissen aufbauen,
dieses den potenziellen Investorinnen und Investoren zur Verfligung stellen und sie mit
verschiedenen Finanzinstrumenten gegen Kreditrisiken und Wahrungsverluste
absichern. Durch die Senkung des Investitionsrisikos sollen privates Engagement in
diesem Bereich attraktiver gemacht und Einnahmen generiert werden, die
beispielsweise in weitere Projekte investiert werden konnten. Wie Finanzministerin
Karin Keller-Sutter erklarte, anerkenne der Bundesrat zwar die Bedeutung der
verstarkten  Mobilisierung  privater Gelder fur auslandische Klima- und
Biodiversitatsprojekte sowie der Einhaltung der internationalen Verpflichtungen,
jedoch stellten sich mit diesem Vorhaben eine Reihe von Grundsatzfragen, die gegen
ein solches Instrument sprachen. Erstens sei das fur Steuerzahlende entstehende
finanzielle Risiko nicht geklart, ebenso wenig wie die Mittel, mit denen eine solche
Klimainvestitionsbank finanziert werden soll. Zweitens stelle es die Schweiz vor
unbekannte volkswirtschaftliche und wettbewerbsrechtliche Konsequenzen sowie
Verlustrisiken. Drittens er6ffne sich die Frage der Subsidiaritat staatlichen Handelns
und viertens bestehe die Gefahr einer ineffizienten Marktverzerrung sowie von
Doppelspurigkeiten mit der Sifem und multilateralen Entwicklungsbanken. Des Ubrigen
habe der Bundeshaushalt derzeit wenig finanziellen Spielraum fir die Schaffung einer
solchen Green Investment Bank. In der Abstimmung Uber die Motion Uberwog der
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ANJA HEIDELBERGER

Widerstand aus den Fraktionen der FDP, der Mitte und der SVP knapp: Mit 95 zu 92
Stimmen bei 3 Enthaltungen lehnte die grosse Kammer die finf Motionen ab. °

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Bereits in der Wintersession 2022 beriet das Parlament den Bundesbeschluss iiber
eine besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen fertig. Dies war notig,
damit die entsprechende Verordnung ab dem 1. Januar 2024 in Kraft treten und die
Regelungen der OECD somit termingerecht umgesetzt werden kénnen - vorausgesetzt,
die Stimmbevolkerung heisst die Verfassungsanderung im Juni 2023 an der Urne gut.

Nach dem Standerat, der sich bereits in der Herbstsession zur Vorlage gedussert hatte,
setzte sich zu Beginn der Wintersession der Nationalrat mit dem Bundesbeschluss zur
Anderung der Verfassung auseinander. Vertreterinnen und Vertreter der burgerlichen
Parteien unterstrichen in der Eintretensdebatte die Notwendigkeit der Vorlage, auch
wenn sie teilweise als notwendiges Ubel dargestellt wurde. Sie betonten, dass sich der
Standortwettbewerb in  den kommenden Jahren aufgrund der OECD-
Mindestbesteuerung verstarken werde und die betroffenen Kantone ihre sinkende
Steuerattraktivitdt kompensieren mussten. Dem pflichtete der Finanzminister spater
bei, als er betonte, dass es aufgrund dieser Vorlage zu grossen Veranderungen kommen
werde - der Standortwettbewerb verlagere sich auf Bereiche, in denen «die Schweiz
nicht mithalten kann». Vertreterinnen und Vertreter der links-grinen Parteien
hingegen erachteten die OECD-Reform als Versuch, den in ihren Augen schédlichen
internationalen Steuerwettbewerb einzuschranken. Entsprechend sollten die daraus
resultierenden Einnahmen nicht erneut daflir eingesetzt werden, einzelne Kantone flr
Unternehmen attraktiver zu machen, womit auch die interkantonale Ungleichheit noch
verstarkt wirde. Eintreten war in der Folge unbestritten.

Die grosse Debatte betraf in der Folge die Frage, wie die aufgrund der
Ergdnzungssteuer erzielten Mehreinnahmen zwischen Bund und Kantonen verteilt
werden sollen. Der Bundesrat hatte in Absprache mit den Kantonen eine Verteilung von
25 Prozent fur den Bund und 75 Prozent fir die Kantone vorgeschlagen, der Standerat
war seinem Antrag gefolgt. Eine Minderheit Il Walti (fdp, ZH) vertrat diese Position im
Nationalrat. Die WAK-NR beflrwortete hingegen eine Verteilung von 50-zu-50 Prozent
fur Bund und Kantone, wobei eine Obergrenze von CHF 400 pro Einwohnerin und
Einwohner geschaffen werden sollte. Einerseits sei die finanzielle Situation der Kantone
deutlich besser als diejenige des Bundes, zudem sei ein Engagement des Bundes im
Standortwettbewerb vonndten, begriindete Landolt (mitte, GL) im Namen der
Kommission den hdéheren Bundesanteil. Schliesslich fihre dieser Vorschlag in 16
Kantonen zu Mehreinnahmen gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag. Daneben
lagen jedoch zahlreiche Minderheitsvorschlage vor. Zwei Minderheiten | Grossen (glp,
BE) und Il Feller (fdp, VD) beflirworteten die Verteilung von 50 zu 50, lehnten aber die
Pro-Kopf-Obergrenze ab. Die Minderheit | Grossen wollte die Gelder zu zwei Dritteln
entsprechend der kantonalen Wirtschaftsleistung und zu einem Drittel entsprechend
der Wohnbevdlkerung auf die Kantone verteilen, wéhrend die Minderheit Il Feller keine
Ergédnzungen vorsah. Extrempositionen nahmen die Minderheiten IV Martullo (svp, GR)
sowie VI Glattli (gp, ZH) ein, die 100 Prozent der Gelder den Kantonen (Martullo)
respektive dem Bund (Glattli) zukommen lassen wollten.

Finanzminister Maurer warnte den Rat eindringlich vor den Folgen einer Abweichung
vom Kompromiss zwischen den Kantonen: Damit lasse man die «Solidaritéat
auseinanderbrechen», betonte er und empfahl folglich die Minderheit IV Walti zur
Annahme.

Dennoch setzte sich die Minderheit Il Feller und somit die halftige Verteilung zwischen
Bund und Kantonen ohne Einschréankungen gegen die Alternativvorschlage durch.
Angenommen wurde auch eine Minderheit V Leo Miller (mitte, LU), mit der die
Verteilung der kantonalen Mehreinnahmen auf Gemeinden und Staddte gemass der
Verteilung der Gewinnsteuern festgeschrieben werden sollte. Der Nationalrat schuf
damit gleich zwei Differenzen zum Erstrat.

Erfolgreich war mit 161 zu 25 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) Uberdies ein Einzelantrag
Leo Miiller fir eine Anderung des Vorlagentitels als dritte Differenz. Dieser sollte neu
die «Umsetzung des OECD/G20-Projekts zur Besteuerung grosser
Unternehmensgruppen» in den Mittelpunkt stellen, nicht wie bisher die «Besteuerung
der digitalen Wirtschaft». Miller hatte zuvor auf die Notwendigkeit verwiesen, dass die
Vorlage bei einer Volksabstimmung einen passenden Titel aufweist.
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Schliesslich folgte der Nationalrat auch einem Antrag seiner Kommissionsmehrheit und
beauftragte den Bundesrat, bis sechs Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung zur
Mindestbesteuerung das entsprechende Bundesgesetz vorzulegen. Damit schuf er eine
vierte Differenz zum Sténderat. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) wollte ergdnzend vom
Bundesrat verlangen, zusammen mit der Ausflhrungsgesetzgebung auch eine
Anpassung der NFA zu présentieren, da das «neuel...], NFA-ahnlichel...]
Umverteilungsgefass» zusammen mit den bestehenden NFA-Gefdssen angeschaut
werden musse. Der Nationalrat entschied sich jedoch mit 143 zu 46 Stimmen fur den
Mehrheitsantrag.

Daneben versuchten verschiedene Minderheiten, die Vorlage um weitere Elemente zu
ergdnzen - blieben damit aber erfolglos. Auf biirgerlicher Seite verlangte eine
Minderheit Aeschi, gleichzeitig mit der Unternehmensbesteuerung auch die naturlichen
Personen zu entlasten, was die Mehrheit der Sprechenden mit Verweis darauf ablehnte,
dass dieser Antrag themenfremd sei und Kosten in Milliardenhdhe verursachen wurde.
Auch der Nationalrat sah von dieser Erganzung ab (141 zu 48 Stimmen).

Eine weitere Minderheit Aeschi wollte erfolglos (134 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung) die
Reichweite der Vorlage auf juristische Personen beschranken und damit
Personengesellschaften von der Regelung ausnehmen. Dies lehnte etwa Finanzminister
Maurer mit der Begrindung ab, dass die OECD-Regelung auch solche Unternehmen
einbeziehe.

Erfolglos blieben auch zwei Minderheiten Feller fir eine Einschréankung der
Bestimmungen auf «grosse multinationale Unternehmensgruppen» - der Bundesrat
hatte nur von «grossen Unternehmensgruppen» gesprochen. Sollte die erste Saule der
OECD-Bemuhungen, die sich mit der «steuerlichen Zuteilung von Gewinnen grosser
Unternehmensgruppen» (EFD) beschaftigt, ebenfalls umgesetzt werden, brauchte es
bei einer solchen Ergadnzung eine neue Verfassungsanderung, begrindete der
Finanzminister seine ablehnende Haltung. Der zweite Minderheitsantrag Feller
verlangte, dass die Veranlagung zwingend durch die Kantone gemacht werden muss -
bisher enthielt die Vorlage diesbezuglich Ausnahmemaoglichkeiten.
Kommissionssprecher Landolt betonte, dass man diese Frage absichtlich offen lassen
wolle, um sie im Rahmen des spateren Gesetzgebungsverfahrens regeln zu kénnen. Mit
130 zu 58 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive 131 zu 57 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
fanden auch diese zwei Antrége keine Mehrheit. Alle vier Minderheitsantrage wurden
von der SVP-Fraktion sowie von einer Minderheit der FDP-Fraktion und einzelnen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion befurwortet.

Nicht nur von bulrgerlicher, auch von links-griiner Ratsseite lagen zahlreiche erfolglose
Minderheitsantrage vor.

Eine Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) erachtete einen Vollzug der neuen Steuer durch
die ESTV als sinnvoller als einen kantonalen Vollzug mit Unterstitzung durch die ESTV -
zumal immer mehrere Kantone betroffen seien. Finanzminister Maurer wies auf den
bereits bestehenden Kontakt zwischen Kantonen und Unternehmen hin und erachtete
den Vollzug durch die Kantone daher als sinnvoller. Der Minderheitsantrag scheiterte
mit 110 zu 79 Stimmen.

Genauere Vorschriften flur die Verwendung der Bundesgelder verlangten zwei
Minderheiten | Badran (sp, ZH) und Il Ryser (gp, SG). Um den «Basar» zur Verteilung der
Gelder durch die ungenaue Formulierung einer «Férderung der Standortattraktivitat»
zu stoppen, schlug Jacqueline Badran eine Zweckbindung zur Finanzierung von
familienexterner Kinderbetreuung und Franziska Ryser eine Zweckbindung zur
Finanzierung der Individualbesteuerung vor. Mit beiden Vorschléagen koénne das
inlandische Fachkraftepotenzial besser ausgeschopft werden, betonten sie. Martin
Landolt lehnte es im Namen der Kommission jedoch ab, konkrete Massnahmen zu
treffen, solange die konkreten Herausforderungen noch nicht bekannt seien. Mit 97 zu
90 Stimmen bevorzugte der Nationalrat den Vorschlag der Kommissionsmehrheit
gegenlber dem Minderheitsantrag | Badran, der sich zuvor dhnlich knapp gegen den
Minderheitsantrag Ryser durchgesetzt hatte.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 43 Stimmen
(bei 18 Enthaltungen) an. Abgelehnt wurde der Entwurf von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion, Enthaltungen fanden sich in allen Fraktionen ausser derjenigen der GLP. °
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ANJA HEIDELBERGER

In weiteren flnf Sitzungen bereinigte das Parlament den Bundesbeschluss liber eine
besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen. Nicht umstritten waren die
Titelanderung sowie der Auftrag an den Bundesrat, innert sechs Jahren ein
entsprechendes Bundesgesetz auszuarbeiten. Der Standerat bereinigte beide
Differenzen gleich in der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens.

Er hielt jedoch nach langen Diskussionen entgegen einem Minderheitsantrag
Rechsteiner (sp, SG) am Verteilschliissel der zusatzlichen Steuereinnahmen von 75
Prozent fur die Kantone und 25 Prozent fir den Bund fest. Mit dieser Losung gelange
«moglichst viel Geld in den nationalen Finanzausgleich», so dass die Beitrage fur die
meisten Kantone anstiegen, begriindete Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ)
diesen Entscheid. Umstritten war zwischen den Beflrwortenden einer hélftigen Teilung
und dem Vorschlag der Kommissionsmehrheit auch die Frage, ob es sich um eine
kantonale oder eine nationale Steuer handle. Bei einer kantonalen Steuer kénne ein
Bundesanteil von 25 Prozent als grosszlgig erachtet werden, argumentiert etwa der
Sprecher der WAK-NR, Martin Landolt. Umgekehrt wurde bei nationalen Steuern eine
halftige Teilung etwa der Aufteilung der Gewinnsteuern von juristischen Personen
entsprechen, betonte Jirg Grossen (glp, BE). Obwohl die nationalrétliche Kommission
anfanglich eine halftige Verteilung gutgeheissen hatte, ibernahm nun Martin Landolt im
Namen der Kommission das Bild einer «kantonalen Steuer» - auch wenn er spater
zuhanden des Protokolls betonte, dass es sich faktisch gemass bundesratlicher
Botschaft um eine Bundessteuer handle - und willigte in die standeratliche 75-zu-25-
Prozent-Aufteilung ein. Mit 99 zu 87 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte ihm der
Nationalrat und lehnte damit einen Minderheitsantrag Grossen auf Festhalten ab. Die
Grunen, Mehrheiten der SP und der GLP sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion
sprachen sich fur den Mehrheitsantrag aus und trugen somit zur Beseitigung dieser
Differenz bei.

Offen blieb jedoch nach wie vor, ob die Beteiligung von Gemeinden und Stadten
ausdriicklich geregelt werden soll. Auch hier folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und lehnte einen Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG) ab, welcher
die Definition einer angemessenen Beteiligung der Gemeinden und Stadte den
Kantonen Uberlassen wollte. Nachdem sich der Standerat in dieser Frage erneut
unnachgiebig gezeigt hatte - es sei «eigentlich fast verfassungswidrig, wenn wir hier
den Kantonen vorschreiben, wie sie das Geld zu verteilen haben» (Stark; svp, TG), war
argumentiert worden -, lenkte der Nationalrat auch hier ein. Er bereinigte somit die
letzte Differenz mit 104 zu 72 Stimmen (bei 1 Enthaltung) - gemaéss
Kommissionssprecher Landolt jedoch nicht aus Uberzeugung, sondern weil «das Ziel
einer Differenzbereinigung eben darin besteht, Differenzen zu bereinigen».

Zusammen mit der Behandlung des Bundesbeschlusses Uber eine besondere
Besteuerung grosser Unternehmensgruppen endete schliesslich auch der letzte Auftritt
des zurlcktretenden Finanzministers Maurer, der vom Nationalrat mit «[sltehenden
Ovationen» - wie es im Amtlichen Bulletin festgehalten wird - verabschiedet wurde.

Mit 127 zu 59 Stimmen (bei 10 Enthaltungen; Nationalrat) respektive 38 zu 2 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen; Standerat) nahmen beide Kammern den neuen Bundesbeschluss in
den Schlussabstimmungen an. Die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen im
Nationalrat stammten von Mitgliedern der SP- und der Grinen-Fraktion. Somit wird die
Schweizer Stimmbevélkerung im Juni 2023 Uber die Verfassungsdnderung befinden. ’

Sozialpolitik
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Bevoilkerung und Arbeit
Arbeitsrecht

Die WAK-NR reichte im Februar 2022 eine Motion ein, mit der sie den Bundesrat
beauftragen wollte, die Verordnung liber das o6ffentliche Beschaffungswesen so
anzupassen, dass auch Prinzipien aus anderen von der Schweiz nicht ratifizierten
Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) bezlglich sozialer
Mindestnormen wie zum Beispiel Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Schutz vor
Mobbing und sexueller Belastigung und exzessive Arbeitszeiten eingehalten werden
mussen.

In seiner Stellungnahme vom Mai 2022 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen und damit der Kommissionsminderheit zu folgen. Die Schweiz habe bereits
internationale Ubereinkommen, die sich mit den Themen Gesundheitsschutz,
Sicherheit am Arbeitsplatz und Schutz vor exzessiven Arbeitszeiten befassen, ratifiziert.
Somit reichten die rechtlichen und gesetzlichen Grundlagen aus, um die sozialen
Mindeststandards bei der Vergabe von Auftragen zu gewéhrleisten.

Der Nationalrat beschéftigte sich im Rahmen der Sondersession 2022 mit dem Vorstoss
und nahm diesen mit 103 zu 78 Stimmen (bei einer Enthaltung) an. Zuvor hatte
Kommissionssprecher ~ Martin  Landolt (mitte, GL) die Wichtigkeit dieser
Verordnungsanpassung betont, um gleiche soziale Arbeitsstandards sowohl far
schweizerische als auch fur ausléndische Anbietende zu gewahrleisten. Schweizer
Unternehmen sind verpflichtet, soziale Mindestnormen einzuhalten. Da diese Normen
jedoch nicht in internationalen Abkommen geregelt sind, mussen sich auslandische
Unternehmen nicht an sie halten. Es bestehen somit unterschiedlichen Anforderungen
an schweizerische und ausléndische Unternehmen, die in der Schweiz tatig sind.
Thomas Burgherr (svp, AG) erachtete es hingegen als «fragwirdig und heikel»,
Prinzipien aus von der Schweiz nicht ratifizierten Ubereinkommen in die Verordnung zu
Ubernehmen. Gleichzeitig beriet der Nationalrat eine zweite Motion der WAK-NR mit
dhnlichem Anliegen, die er ebenfalls an den Zweitrat Gberwies (Mo. 22.3020), sowie die
parlamentarische Initiative Porchet (gp, VD; Pa.lv. 20.486), die im Anschluss an die
Behandlung von der Nationalratin zuriickgezogen wurde. ®

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Vorlage
zum Tabakproduktegesetz. Die grosse Kammer war sich einig, dass Handlungsbedarf
angezeigt sei - so ist geméass Kommissionssprecher Lorenz Hess (bdp, BE) die Regelung
von Tabakprodukten im Lebensmittelgesetz «weder zweckdienlich noch zeitgeméass»,
Benjamin Roduit (cvp, VS) erklarte fur die Kommission, dass durch das Gesetz die
Ratifizierung des 2004 unterzeichneten WHO-Rahmenutbereinkommens — zur
Eindédmmung des Tabakgebrauchs realisiert werden kénne und Andreas Glarner (svp,
AG) gab zu verstehen, dass niemand den Tabakkonsum durch Kinder unterstitze.
Trotzdem stellte letzterer einen Rickweisungsantrag. Gerade in Zeiten der Krise schade
man mit dem Gesetz neben verschiedenen Branchen in den Bereichen Veranstaltungen,
Werbung und Kommunikation auch den Medien, Ldden sowie den angeschlagenen
Tabakprodukteherstellern.  Weiter gelte es, zwischen den verschiedenen
Rauchsystemen zu differenzieren. Wenig begeistert vom Rlckweisungsantrag zeigte
sich nicht nur Gesundheitsminister Berset, welcher den Nationalrat dazu aufforderte,
damit aufzuhéren, «Pingpong zu spielen», sondern auch die grosse Mehrheit der
grossen Kammer, die den Antrag mit 126 zu 43 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnte.
Der erste Tag der Ratsdebatte war den Punkten «Zusammensetzung und Emissionen»
sowie der Verpackung gewidmet. Bei der ersten Thematik folgte der Nationalrat seiner
vorberatenden SGK-NR und sprach sich unter anderem fir die von der Kommission
beantragte Anpassung aus, dass Inhaltsstoffe, welche zur Steigerung des
Suchtpotentials dienen oder die Inhalation erleichtern, verboten werden sollten, wovon
beispielsweise Mentholzigaretten betroffen waren. Weiter wollte die grosse Kammer
dem Bundesrat die Kompetenz zugestehen, Uber die zuldssigen Zutaten in
Tabakprodukten zu bestimmen. Ein Minderheitsantrag Weichelt-Picard (al, ZG), der
darauf abzielte, nur noch biologisch abbaubare Zigarettenfilter zu erlauben, fand indes
kein Gehor.

Betreffend die Verpackungsangaben beschloss die grosse Kammer eine Vereinfachung
der Produktinformationen auf resp. in der Verpackung. Stattdessen sollen die Hersteller
und Herstellerinnen die Informationen auf geeignete Weise, beispielsweise per Online-
Packungsbeilage, verfligbar machen. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) versuchte ferner
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vergeblich, die Ratsmitglieder von einer neutralen Einheitsverpackung zu Uberzeugen,
da die «Verpackung eine grosse Wirkung auf die Animation zum Rauchen» verflige.
Aber auch der SVP rund um Thomas Aeschi (svp, ZG) gelang es ihrerseits mittels
verschiedener Minderheitsantréagen nicht, eine Mehrheit fir eine Abschwachung der an
den Verpackungen angebrachten Warnhinweise zu gewinnen.

Am zweiten Debattentag nahm sich der Nationalrat mit der Werbung fur die
Tabakprodukte dem umstrittensten Punkt der Vorlage an. Wéhrend sich die Ratslinke
fur ein weitgehendes, respektive die SP gar fir ein vollstandiges Werbeverbot einsetzte,
wollte die SVP ganz von einem Werbeverbot absehen. Regine Sauter (fdp, ZH) betonte
fur die FDP die Wirtschaftsfreiheit und dass nicht vergessen werden durfe, dass es sich
bei Zigaretten um ein legales Produkt handle, fir welches entsprechend Werbung
gemacht werden durfe. Im Wissen um die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» schlug die grosse Kammer insgesamt einen Mittelweg
zwischen der von der Landesregierung und dem Stockli eingenommenen Position ein,
wobei weitgehend die von der vorberatenden Kommission entwickelten Antrége
Ubernommen wurden. Anders als der Sténderat, der Werbung in Zeitungen,
Zeitschriften und Internetseiten verbieten wollte, die von Minderjahrigen besucht
werden koénnen, schrankte der Nationalrat dieses Verbot auf Presseerzeugnisse und
Internetseiten ein, die an unter 18-Jahrige gerichtet sind. Weiter untersagte der
Nationalrat Werbung im 6ffentlichen Raum, in Kinos sowie auf Plakaten, die 6ffentlich
sichtbar sind. Im Vergleich zum Standerat wollte der Nationalrat bei den
Einschrankungen zur Verkaufsforderung weniger weit gehen. So sollen diese nur
Tabakprodukte zum Rauchen, nicht aber elektronische Zigaretten und «Gegenstande,
die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt bilden» betreffen. Ausgenommen
werden vom Verbot soll ferner die Verkaufsférderung von Zigaretten und Zigarillos in
Form von Degustationen und Kundenpromotionen, da es sich um Genussmittel und
nicht um Einstiegsprodukte handle. Nicht langer erlaubt sein soll zudem das Sponsoring
von Veranstaltungen, die Uber einen internationalen Charakter verfligen oder
Minderjahrige als Zielpublikum haben. Auch bei Events, fir deren Organisation der
Bund, die Kantone oder die Gemeinden zustandig sind, sollen Tabakproduktehersteller
nicht als Sponsoren in Erscheinung treten durfen. Auf eine Meldepflicht fur die
Ausgaben in den Bereichen Werbung, Verkaufsforderung und Sponsoring wollte der
Nationalrat hingegen verzichten.

Denkbar knapp - und entgegen der Position des Stéanderats und der SGK-NR - stimmte
die grosse Kammer mit 95 zu 94 Stimmen fir einen Antrag aus den Reihen der SVP,
wonach die Kantone nicht befugt sind, weitergehende Massnahmen zu erlassen.
Unbestritten hingegen war das schweizweite Verkaufsverbot an Minderjahrige sowie die
Erlaubnis von Testkdufen zur Uberpriifung, ob die Altersgrenze von 18 Jahren
tatsachlich eingehalten wird. Ferner stimmte der Nationalrat Antragen von Martin
Landolt (mitte, GL) zu, der forderte, dass E-Zigaretten und Tabakprodukte zum Erhitzen
in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in spezialisierten Verkaufsgeschéaften in
gewissen Zonen verwendet werden dirfen.

In der Gesamtabstimmung, in welcher der Entwurf mit 84 zu 59 Stimmen angenommen
wurde, enthielten sich mit 47 Nationalratinnen und -réten relativ viele
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihrer Stimme. Es waren dies in erster Linie
Mitglieder der Grunen-Fraktion und der FDP.Liberalen-Fraktion. Wéahrend der
Stimmverzicht Ersterer vermutlich darauf zurtickzufihren ist, dass sich diese scharfere
Massnahmen gewlnscht hétten, durfte es sich bei Letzteren wohl um Beweggrinde
rund um die Wirtschaftsfreiheit handeln. Die Nein-Stimmen stammten vorwiegend aus
dem Lager der SVP. Als einzige Partei geschlossen flr die Vorlage stimmte die Fraktion
der Grinliberalen. °

Wahrend der Herbstsession 2023 setzte sich der Nationalrat mit einem Postulat seiner
WAK auseinander, das eine Gesamtschau des Markts fiir Tabak- und
Tabakersatzprodukte forderte. Konkret sollte der Bundesrat im verlangten Bericht auf
eine Reihe an Punkten eingehen, darunter etwa auf die aktuellen Tabakprodukte, deren
Verkaufsentwicklung wéhrend der vergangenen zehn Jahre, die steuerliche Behandlung
im In- und Ausland sowie auf Auswirkungen der Besteuerung auf den Schwarzmarkt und
den Einkaufstourismus. Die beiden Kommissionssprecher Martin Landolt (mitte, GL)
und Olivier Feller (fdp, VD) begrindeten das Geschéft damit, dass im Zuge der
Anderungen am Tabaksteuergesetz beziiglich E-Zigaretten-Besteuerung, welche ihren
Ursprung in einer Motion der SGK-SR haben, zusatzlicher Anderungsbedarf zutage
getreten sei. Das vorliegende Postulat solle nun dazu dienen, diesen Bedarf besser zu
verstehen. Eine Minderheit rund um Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich gegen den
Vorstoss aus, da sie den verlangten Bericht als nicht notwendig erachtete und eine
allgemeine Tabaksteuererhéhung als Konsequenz beflrchtete. Finanzministerin Karin
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Keller-Sutter hingegen unterstutzte das Postulat. Sie betonte, dass es neben den
Steuererhdhungen auch um die Prasentation einer Gesamtschau des Tabakmarktes und
um die Erarbeitung einer Entscheidungsgrundlage gehe. Der Nationalrat nahm den
Vorstoss mit 139 zu 41 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) deutlich an, wobei alle Nein-
Stimmen aus dem Lager der SVP-Fraktion stammten. ©

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Medien

Peut-on étre poursuivi pénalement pour avoir révélé des secrets dans le cadre de
|'exercice des droits de la presse et de la liberté de presse ¢ C'est la question a laquelle
devra répondre le Conseil fédéral, si la motion de la Commission de I'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) passe la rampe du Conseil des Etats. En effet,
le Conseil national I'a de son c6té acceptée par 113 voix contre 78 (1 abstention). Pour
rappel, la motion avait été déposée a la suite de I'affaire des «Suisse secrets». Elle
souhaite, dans un premier temps, charger le Conseil fédéral d'analyser la cohérence de
la 1égislation actuelle. Sont en particulier concernés I'article 47 al. 1. let. c de la loi sur
les banques (LB), I'article 69 de la loi sur les établissements financiers (LEFin), et
I'article 147 de la loi sur I'infrastructure des marchés financiers (LIMF). Ces articles
détaillent les peines encourues en cas de violation du secret professionnel, ou
d'exploitation, a son profit, d'un secret confié par autrui. Si I'examen de la législation
actuelle indique que de nouvelles dispositions doivent étre prises, le Conseil fédéral
devra dans un deuxiéme temps proposer des mesures. Aux yeux de la majorité de la
commission, il s'agit de trouver un équilibre entre la protection du secret bancaire et
la liberté de la presse, pour que les journalistes disposent de suffisamment de
garanties et de sécurité juridique lorsqu'ils sont amenés a publier des informations
confidentielles en lien avec la sphere financiére suisse. Le Conseil fédeéral est favorable
a la motion, et se dit prét a réviser la législation en vigueur actuellement, si cela s'avére
nécessaire.

En revanche, une minorité de la commission a préconisé le rejet de la motion. Selon
Martin Landolt (centre, GL), les médias suisses ont renoncé a tort a prendre part a
I'enquéte sur les «Suisses Secrets», car ils n'auraient pas encouru de poursuites
judiciaires. Il a en outre rappelé que la loi sur les banques ne protege pas la sphére
privee des banques elles-mémes, mais bien celle de la clientéle. Quand des soupcons
de délit suffisants existent, les autorités peuvent aujourd'hui déja lever cette
protection, n'entravant ainsi ni le travail, ni la liberté de la presse. Convaincu que la
legislation actuelle contrebalance les intéréts de la clientéle avec la liberté de la presse
de maniére adéquate, le député Landolt a déclaré que le refus de la motion permettrait
de s'épargner du travail inutile. Sans succes, puisque la minorité n'a finalement pas eu
gain de cause.

Derniere personne a prendre la parole, la conseillere fédérale Karin Keller-Sutter a fait
remarquer que les divisions au sein de la commission montrent qu'une clarification
serait judicieuse afin de juger de la nécessité d'agir, ou non. Au final, la motion a été
soutenue par les socialistes, les vert-e-s, le PLR et les Vert'libéraux. L'UDC s'y est
opposé, comme la majorité des élu.e.s du Centre. "

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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Verbande
Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Der  Glarner  Nationalrat ~ Martin  Landolt (mitte, GL) wird neuer
Verwaltungsratsprasident von Santésuisse, wie der Krankenkassen-Dachverband im
Mérz 2022 bekanntgab. Die formelle Wahl durch die Generalversammlung des Verbands
solle am 22. Juni 2022 erfolgen. Landolt tritt damit die Nachfolge des friheren Biindner
SVP-Nationalrats Heinz Brand an, der den Santésuisse-Verwaltungsrat seit 2015
prasidiert hatte.

Die Santésuisse-Mitteilung folgte einige Monate nach einem NZZ-Bericht, wonach der
Verband Muhe habe, eine politisch vernetzte Persénlichkeit fir die Nachfolge von
Brand zu finden; mehrere angefragte burgerliche Parlamentsmitglieder hatten
Santésuisse einen Korb gegeben. Die NZZ vermutete daflr zwei Grinde: Erstens sei der
Posten angesichts der Spaltung der Krankenkassenbranche in die Verbéande Santésuisse
und Curafutura schwierig und verspreche wenig Lorbeeren. Zweitens werde die
Ubernahme von Verbandsspitzenposten durch Parlamentsmitglieder von der
Offentlichkeit heute kritischer beurteilt als friiher und aufgrund einer hangigen
parlamentarischen Initiative Rieder (mitte, VS; Pa.lv. 19.414) koénnte ein bezahltes
Santésuisse-Mandat fur Mitglieder der Gesundheitskommissionen sogar bald verboten
werden.

Uber mégliche Filz-Vorwiirfe hatten sich auch Martin Landolt und Santésuisse
Gedanken gemacht: Um klinftig nicht als Santésuisse-Lobbyist im Bundeshaus zu gelten,
werde sich Landolt zum Legislaturende im Herbst 2023 aus der nationalen Politik
zuriickziehen. Gemass Landolt sei diese Entflechtung auch ein Wunsch des Verbands
selbst. Dass er dennoch nicht sofort aus dem Nationalrat zurlicktrete, sondern erst
Uber ein Jahr nach seinem Amtsantritt als Santésuisse-Prasident, begriindete Landolt
damit, dass er dem Kanton Glarus «eine Ersatzwahl nur ein Jahr vor den ordentlichen
Wahlen ersparen» wolle. ™

Das Verhaltnis zwischen den Krankenkassenverbanden Santésuisse und Curafutura,
das im Fruhling einen Tiefpunkt erreicht und bei Gesundheitspolitikerinnen und
-politikern aus allen Lagern fur Unmut gesorgt hatte, schien sich im Herbst 2022 stark
gebessert zu haben. So berichtete die NZZ von deutlichen Zeichen der Versdhnung
zwischen den beiden Verbadnden und verkliindete gar schon «das Ende [der]
ungesunden Fehde».

Auf inhaltlicher Ebene konnten sich die beiden Verbande in einem alten Streitpunkt
einigen, namlich beim Tarifsystem flr ambulante Medizin. Der Kompromiss liegt in einer
Kombination der von Santésuisse und den Spitélern bevorzugten Pauschaltarife und
dem Einzelleistungstarifsystem Tardoc, das von Curafutura und dem Arztinnen- und
Arzteverband FMH praferiert worden war.

Uber diese konkrete Frage hinaus wurden auch auf atmosphéarischer Ebene neue Téne
angeschlagen. Auf der einen Seite sagte Martin Landolt (mitte, GL) nach seiner
Ubernahme des Santésuisse-Prasidiums im Juni, er wolle als Briickenbauer wirken und
er splre «ein grosses BedUlrfnis nach Deblockierung» des Verhaltnisses zu Curafutura.
Wenn es gelinge, in konkreten Projekten wie der Frage des Tarifsystems wieder
erfolgreich  zusammenzuarbeiten, kénne neues Vertrauen wachsen. Eine
Wiedervereinigung misse nicht das Ziel sein, konne aber eine Begleiterscheinung einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit sein, «wenn das emotionale und personelle
Momentum stimmt>». Im November erklarte dann Curafutura-Prasident Josef Dittli (fdp,
UR), mittelfristig sei eine Fusion der beiden Verbande anzustreben - eine Perspektive,
welche Curafutura wenige Monate davor noch abgelehnt hatte. Kurzfristig schloss Dittli
eine Fusion zwar aus, er habe aber schon erste Gesprache mit dem Santésuisse-
Préasidenten Martin Landolt dazu gefuhrt. ®
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2) ABNR, 2022, S. 1359f.
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